
450 kanadische und europäische Organisationen fordern CETA-Stopp!

Mehr als 450 zivilgesellschaftliche Organisationen und Gruppen aus Kanada und Europa haben die
Gesetzgeber  aufgefordert,  gegen  das  EU-Kanada-Freihandelsabkommen  CETA zu  stimmen.  In
einem offenen Brief, den sie am 28. November unter anderem an die Mitglieder des Europäischen
und des Kanadischen Parlaments gesandt haben, warnen die UnterzeichnerInnen vor den negativen
Auswirkungen von CETA. 

CETA-Abstimmung im Europäischen Parlament verschoben / Volksbegehren in Bayern

Seit dem 29. November stand fest: Das Europäische Parlament wird erst im Februar über CETA
abstimmen.  Die  Verschiebung  ist  auch  ein  Ergebnis  des  öffentlichen  Drucks,  der  von
Hunderttausenden auf den Straßen und Millionen Unterschriften gegen CETA und TTIP aufgebaut
wurde.  Die  Initiative  für  ein  Volksbegehren  gegen  CETA  in  Bayern  hat  mehr  als  85.000
Unterschriften  beim  Innenministerium  eingereicht.  Dieses  zweifelt  die  Zulässigkeit  eines
Volksbegehrens  an  und  hat  unseren  Antrag  daher  dem  Bayerischen  Verfassungsgerichtshof
vorgelegt. Der Beschäftigungs- und Sozialausschuss des EU-Parlaments empfahl am Donnerstag,
den 08.12. eine Ablehnung des CETA-Vertrags. Damit das Abkommen in Kraft treten kann, muss
das gesamte EU-Parlament noch zustimmen.

Dabei  sprachen sich 27 Ausschussmitglieder  für die  Ablehnung von CETA aus,  bei  24 Gegen-
stimmen. Das Ergebnis sei „klarer als gedacht“ ausgefallen. Dass die Sozialdemokraten gegen die
von EU-Parlamentspräsident Martin Schulz diktierte Linie gestimmt hätten, zeigt, dass Widerstand
in den Ausschüssen vorhanden ist und durch eine kritische Auseinandersetzung mit dem Abkommen
stärker wird. 

Im Europaparlament war die Ausgangslage von Anfang an nicht rosig. Mitte Dezember hatten erst
110 Europaabgeordnete von 751 haben fest versprochen, gegen CETA zu stimmen – bei weiteren
148 stehen die Chancen sehr gut. Unter den 96 deutschen Abgeordneten haben sich 18 gegen CETA
festgelegt,  bei  weiteren  10 waren wir  sehr  guter  Hoffnung.  Dass  wir  eine  Mehrheit  gegen das
Abkommen im Europaparlament erreichen würden, war deswegen unwahrscheinlich. Und dennoch
hat es sich gelohnt, um jedes Nein zu kämpfen. Denn jedes Nein stärkt den Widerstand gegen CETA
bei  der  noch  ausstehenden  Ratifizierung  in  den  Mitgliedsländern  der  EU.  Wir  sind  sehr
optimistisch, CETA in einem der EU-Mitgliedsländer zu stoppen. Auch in Deutschland gibt es für
das Abkommen bisher keine Mehrheit im Bundesrat.

Wir entlassen die Europaabgeordneten aber deswegen nicht aus ihrer Verantwortung. Wer sich für
CETA entscheidet, soll das nicht tun können, ohne dass die Bürgerinnen und Bürger davon erfahren
und unangenehme Fragen stellen. CETA hat jetzt zwei von drei Ratifizierungshürden genommen:
die Ratifizierung durch die EU-Mitgliedstaaten im Rat und am 15. Februar 2017 die Zustimmung
des Europaparlaments. Nun muss CETA noch in allen 28 EU-Mitgliedstaaten ratifiziert werden. Für
Deutschland heißt das, dass Bundestag und Bundesrat zustimmen müssen. Wenn nur eines dieser
Parlamente  CETA  ablehnt,  ist  das  Abkommen  gescheitert.  Das  heißt:  Eigentlich  geht  die
Auseinandersetzung jetzt erst richtig los. Und sie wird möglicherweise noch viele Jahre dauern.

Es gibt jede Menge Zusatzerklärungen einzelner EU-Staaten oder nur der EU-Kommission. Die
bringen gar nichts, da sie den Vertragspartner, also Kanada, nicht binden. Aber es gibt auch eine
Zusatzerklärung, die für die Auslegung von CETA verbindlich sein wird, weil sowohl Kanada als
auch  die  EU  sie  unterzeichnet  haben.  Das  Problem  an  dieser  Erklärung  aber  ist,  dass  sie  so
formuliert  ist,  dass  kein  einziges  der  Probleme  des  CETA-Textes  behoben  wird.  Die
Zusatzerklärung  sagt  beispielsweise,  dass  Regierungen  Gesetze  ändern  dürfen,  selbst  wenn
Investoren negativ davon betroffen sind. Das klingt auf den ersten Blick toll. Es ist einerseits auch



richtig. Andererseits aber verschweigt der Satz leider, dass Investoren mit CETA Schadenersatz in
Milliardenhöhe  erhalten  können,  wenn  solch  eine  Gesetzesänderung  von  einem  CETA-
Schiedsgericht beispielsweise als willkürlich eingestuft wird. Anders gesagt: CETA verbietet zwar
nicht direkt Gesetzesänderungen, sorgt aber dafür, dass wir für sie möglicherweise teuer bezahlen
müssen. Die Zusatzerklärung geht also völlig am Kern des Problems der Investorenrechte vorbei.
Wenn die Ratifizierung in nur einem einzigen EU-Mitgliedstaat scheitert, ist CETA tot. Auch die
vorläufige  Anwendung  weiter  Teile  des  Abkommens,  die  nach  der  jetzigen  Zustimmung  des
Europaparlaments beginnt, wird dann von der EU beendet werden müssen.

CETA ist daher alles andere als gelaufen. Die drei belgischen Regionen, die sich im Oktober so
beeindruckend gegen CETA gewehrt haben, haben beispielsweise schriftlich festgehalten, dass sie
CETA in  seiner  jetzigen  Form  nicht  zustimmen  werden,  wenn  sie  in  der  dritten  Phase  der
Ratifizierung noch einmal abstimmen müssen. Außerdem muss der Vertrag auch noch durch fast 40
weitere  Parlamente  in  allen  EU-Mitgliedstaaten.  Jedes  einzelne  kann  ihn  zu  Fall  bringen.  Die
zahlreichen Initiativen, die jetzt unter anderem in NRW, in Schleswig-Holstein und Bayern lanciert
werden, können einen wichtigen Beitrag dazu leisten, CETA zu stoppen – indem sie die Gefahren
des Vertrages weiter in der Öffentlichkeit bekannt machen und Druck auf Politiker aufbauen, CETA
abzulehnen.  Verträge  wie  CETA haben in  unserer  Gesellschaft  keine  Mehrheit  mehr  und jeder
Partei,  jedem  einzelnem  Politiker  muss  klargemacht  werden,  dass  ein  „Ja“  zu  CETA
Wählerstimmen kosten wird.

Wir haben viel mehr erreicht, als wir zu Beginn zu hoffen wagten. TTIP ist zwar noch nicht vom
Tisch, aber sein Abschluss wird immer unwahrscheinlicher. Und CETA können wir tatsächlich noch
stoppen!  Geschafft  haben  wir  das  mit  unserer  Verfassungsbeschwerde,  mit  den  Groß-
Demonstrationen, mit unzähligen Aktionen, Gesprächen mit Politiker/innen und Journalist/innen.

Auch  in  der  Politik  dreht  sich  die  Stimmung:  Der  Beschäftigungs-  und  Sozialausschuss  des
Europäischen  Parlamentes,  der  Deutsche  Gewerkschaftsbund,  beträchtliche  Teile  der
Sozialdemokraten  –  sie  alle  zweifeln  mittlerweile  daran,  dass  CETA  noch  zu  einem  guten
Abkommen wird. Die Wirtschaft geht von einem Scheitern von CETA aus und hat dies auch schon
in den Aktienkursen eingepreist.

Wo stehen wir heute?

CETA wurde  auf  dem  EU-Kanada-Gipfel  am  30.  Oktober  vom  Europäischen  Rat  und  dem
kanadischen Premier Justin Trudeau unterzeichnet. Zusätzlich zu den über 1.500 Seiten Vertragstext
wurden 38 Erklärungen und ein gemeinsames Auslegungsdokument beschlossen. Jetzt war das EU-
Parlament an der Reihe. Nun ist CETA am 17. Februar 2017 in Teilen vorläufig in Kraft treten. Das
Schiedsgerichtssystem  und  die  undemokratischen  CETA-Ausschüsse  sind  davon  aber  noch
ausgenommen.

2017 beginnt die Ratifizierung in den einzelnen Staaten. 28 nationale und mindestens 14 weitere
Parlamentskammern oder regionale Parlamente müssen grünes Licht für das Abkommen geben –
das  kann  mehrere  Jahre  dauern.  CETA  muss  in  jedem  EU-Land  gemäß  seiner  Verfassung
unterzeichnet  werden.  Scheitert  in  einem  Land  die  Ratifizierung  endgültig,  kann  der  Vertrag
rechtlich nicht in Kraft treten. Das ist unsere Chance.

Was können wir jetzt tun?

In mindestens vier Ländern haben wir gute juristische und politische Chancen, CETA zu stoppen:



1. Deutschland: CETA im Bundesrat stoppen
CETA muss eigentlich von Bundestag und Bundesrat mit einem Gesetz beschlossen werden. Nun ist
die Frage, ob dieses Gesetz zustimmungspflichtig ist. Bei solchen Zustimmungsgesetzen ist eine
Mehrheit  aller  Stimmen im Bundesrat  (35  von  69)  notwendig.  Im Bundesrat  stimmen nur  die
Landesregierungen ab. Grüne und Linke, die CETA überwiegend kritisch sehen, sind an 12 von 16
Landesregierungen beteiligt. Wenn ein – auch wenn es der kleinere ist – Koalitionspartner einer
Landesregierung gegenteiliger Meinung ist, kann das Land CETA nicht zustimmen. Dies führt dazu,
dass dieses Land sich enthält. Damit kommt die notwendige Mehrheit nicht zustande und CETA
wird  im  Bundesrat  gestoppt.  Um  dies  zu  unterstützen,  haben  wir  in  drei  Bundesländern
Volksinitiativen (NRW, Schleswig-Holstein) und Volksbegehren (Bayern) gestartet.

Rechtsgutachten zur Absicherung
Die Bundesregierung bekommt nun – zu Recht – Angst. Sie könnte versuchen, CETA zu einem
„Einspruchsgesetz“ zu erklären – dadurch wird der Bundesrat ausgebremst. Er wird zwar gefragt,
kann aber  letztlich vom Bundestag (in  dem die Bundesregierung die  Mehrheit  hat)  überstimmt
werden. Das dürfen wir auf keinen Fall zulassen! Wenn sichergestellt ist, dass CETA durch den
Bundesrat muss, entwickeln wir mit den Grünen und der Linken eine gemeinsame Strategie, wie die
Länder im Bundesrat CETA zu Fall bringen.

Bundesverfassungsgericht hat noch nicht entschieden
Bisher  hat  das  Gericht  nur  über  unseren  ersten  Eilantrag  entschieden.  Das  Gericht  lehnte  den
Antrag, die vorläufige Anwendung auszusetzen, mit drei Auflagen ab. Die wichtigste davon ist, dass
Deutschland von sich aus die vorläufige Anwendung von CETA beenden können muss. Das ist
entscheidend. Die fatalen CETA-Schiedsgerichte hat das Verfassungsgericht noch gar nicht geprüft,
die kommen erst im Hauptsacheverfahren dran. Da haben wir noch gute Chancen.

2. Niederlande
In  den  Niederlanden  kann  durch  300.000  Unterschriften  ein  Referendum  über  das
Zustimmungsgesetz  zum  CETA-Vertrag  erzwungen  werden.  Stimmt  die  Mehrheit  mit  „Nein“,
können die Niederlande CETA nicht ratifizieren.  Das Ergebnis ist  zwar nicht rechtlich bindend,
allerdings wird das Parlament – wie in Großbritannien beim Brexit – dem Bürgervotum folgen. 

3. Belgien (Wallonie)
Belgien (unter dem Druck der Regionen Wallonie und Brüssel Hauptstadt) stimmte CETA im Rat
nur zu, weil die EU-Kommission seine Forderungen in die Zusatzerklärungen mitaufgenommen hat.
Die beiden wichtigsten Punkte: Belgien verpflichtet sich, den Europäischen Gerichtshof anzurufen,
um zu klären, ob die Schiedsgerichte mit europäischem Recht vereinbar sind. Und die Wallonie
beabsichtigt, CETA nicht zuzustimmen, solange die Schiedsgerichte Teil des Vertrages sind.

4. Irland
In Irland haben Volksabstimmungen Tradition.  Wenn Hoheitsrechte übertragen werden, sind sie
sogar  verpflichtend.  Auf dieser  Basis  kann auch ein  Referendum über  CETA in  Irland initiiert
werden. Das konkrete Verfahren ist jedoch juristisch komplex und braucht eine Initialzündung, um
auf den Weg gebracht zu werden – hier will Mehr Demokratie helfen.

Der Berufsverband der Rechtsjournalisten e.V. hat auf seinem Portal www.anwalt.org  im Oktober
seinen neuen Ratgeber zum Freihandelsabkommen CETA veröffentlicht. Ziel ist es Bürgerinnen und
Bürgern  die  wichtigsten  Informationen  zu  diesem  wichtigen  Thema  transparent  und  einfach
zugänglich zu machen. Dieses Angebot findet man unter: http://www.anwalt.org/ceta/.
  
Notiz  am  Rande:  Am  21.  Dezember  hat  der  Generalanwalt  Sharpston  beim  Europäischen
Gerichtshof  seinen  Schlussantrag  zum  EU-Singapur-Freihandelsvertrag  vorgelegt.  Die  EU-

http://www.anwalt.org/ceta/


Kommission wollte vom EuGH in einer Richtungsentscheidung wissen, ob solche Verträge auch
ohne Ratifizierung der Mitgliedsländer beschlossen werden können. Dem hat der Generalanwalt
einen Riegel vorgeschoben und listet eine große Zahl von wichtigen Rechtsbereichen auf, die nicht
in der alleinigen Kompetenz der EU liegen. Das Gericht folgt bei seiner Schlussentscheidung in der
großen Mehrzahl der Fälle dem Generalanwalt.

Die  klaren  Worte  des  Generalanwalts  sind  eine  Ohrfeige  für  die  EU-Kommission  und  alle
Freihandelsbeschleuniger.  Wer  nun die  angebliche  Handlungsunfähigkeit  der  EU beklagt,  sollte
nochmal nachdenken, ob sich die EU-Kommission zu viele Kompetenzen angeeignet hat. Hinzu
kommt, dass es für die EU-Handelsverträge nicht einmal eine Subsidiaritätsprüfung gibt.

Die Konsequenz darf  jetzt  nicht  in  neues  Rechtstricks  bestehen,  wie etwa die  Aufspaltung von
Verträgen  in  einen  zustimmungspflichtigen  und  rein  europäischen  Teil.  Vielmehr  brauchen  wir
einen Neustart der europäischen Handelspolitik, der soziale und ökologische Standards stark macht,
sowie  Demokratie  und  Rechtsstaat  schützt.  Nur  eine  Handelspolitik,  die  auch  in  der
Zivilgesellschaft  breite  Zustimmung  findet,  hat  rasche  Entscheidungsverfahren  verdient.  Die
Globalisierung braucht nicht noch mehr Beschleunigung, sondern einen Ordnungsrahmen.

Die Bewegung gegen TTIP/CETA und für Demokratie hat unglaublich viel erreicht. TTIP ist so gut
wie vom Tisch und CETA wackelt. Dies war nur möglich, weil so viele Menschen aufgestanden
sind und „Nein“ gesagt haben. Und es ist auch unsere Strategie und Maßnahmen:

• Verfassungsbeschwerde mit über 125.000 Unterstützern 
• Volksinitiativen in NRW und Schleswig-Holstein 
• Volksbegehren in Bayern 
• Vorbereitung eines Referendums in den Niederlanden 
• Beteiligung an Großdemos mit hunderttausenden Menschen in acht Städten

Doch noch sind die Abkommen nicht gestoppt. Wir dürfen jetzt nicht nachlassen. Am 12. Januar
gab der Umweltausschuss sein Votum ab und leitete es an den - federführenden - Handelsausschuss
(Vors. Bernd Lange, SPD, CETA-Befürworter) weiter. Leider hat sich der Umweltausschuss des EP
für  die  Ratifizierung  von  CETA  ausgesprochen.  Der  Vorschlag  war,  sich  gegen  CETA
auszusprechen, die Abstimmung brachte folgendes Ergebnis: 40 Stimmen dagegen, 24 dafür sowie
1 Enthaltung.

Die in  CETA vorgesehene Privatisierungswelle  reduziert  in  nicht  wiedergutzumachenden Weise
auch das Selbstverwaltungsrecht unserer Gemeinden, das in Art. 28 des GG festgeschrieben ist.
Damit wird auch unsere Möglichkeit, das regionale Wirtschaftsleben mitzugestalten, empfindlich
eingeschränkt oder zerstört.

Die  mit  der  vorläufigen  Inkraftsetzung  von  CETA  anlaufende  Privatisierungswelle  im
Dienstleistungssektor  wird  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  Lohndumping,  Kürzung  der
Sozialleistungen, kurz: eine weitere Verarmung der Gesellschaft zur Folge haben. Wie ebenfalls am
12.  Januar  bekannt  wurde,  hat  das  Bundesverfassungsgericht  mit  einem  Beschluss  vom  7.
Dezember 2016 mehrere Eilanträge mit dem Ziel, die vorläufige Anwendung von CETA zu stoppen,
abgelehnt. Das Gericht spricht mit seinem Urteil der Bundesregierung und der EU-Kommission das
Vertrauen aus, dass seine im Oktober 2016 festgelegten Auflagen tatsächlich eingehalten werden.
Die Entscheidung im Hauptsacheverfahren,  ob CETA verfassungskonform ist,  muss das Gericht
noch treffen. 
 
Mehrere  Klägerparteien,  darunter  auch  das  von  125.000  Menschen  unterstützte  Verfassungs-
beschwerde-Bündnis  „Nein  zu  CETA“,  das  von  Mehr  Demokratie,  foodwatch  und  Campact



getragen  wird,  hatten  moniert,  dass  die  Vorgaben  des  Gerichts  durch  die  Auslegungs-  und
Zusatzerklärungen zu CETA nicht vollständig erfüllt seien. 
„Es  ist  schade,  dass  das  Gericht  unserer  Argumentation  nicht  gefolgt  ist.  Offenbar  wollten  die
Richterinnen  und  Richter  der  Bundesregierung  zumindest  bei  der  vorläufigen  Anwendung  von
CETA nicht  mehr  in  die  Parade  fahren.  Dennoch  war  es  richtig,  unsere  Bedenken  gegen  das
unsaubere  Vorgehen  der  Bundesregierung  zu  Protokoll  zu  geben“,  sagt  Roman  Huber,
geschäftsführender  Bundesvorstand  von  Mehr  Demokratie.  „Das  Gericht  bestätigt  unsere
Auffassung:  Aus  dem  Wortlaut  der  Erklärungen  geht  nicht  eindeutig  hervor,  dass  bei  der
vorläufigen  Anwendung die  Belange  der  Mitgliedstaaten  berücksichtigt  werden.  Allerdings  legt
Karlsruhe die Erklärungen so aus, dass Bundesregierung und EU-Kommission beabsichtigen, die
Auflagen umzusetzen.“ Zugleich habe das Gericht erneut seine Position unterstrichen, dass die EU-
Verträge einer einseitigen Kündigung von CETA durch einen Mitgliedstaat nicht im Wege stehen.
„Damit  ist  sichergestellt,  dass  Deutschland  die  vorläufige  Anwendung  beenden  kann,  falls  die
Ratifikation in Deutschland scheitert“, erklärt Huber. 

Am  24.  Januar  hat  der  Handelsausschuss  des  Europaparlaments  der  Ratifizierung  und  der
vorläufigen  Anwendung  des  Freihandelsabkommens  zwischen  der  EU  und  Kanada  (CETA)
zugestimmt. Die Zustimmung des Handelsausschusses war für CETA die entscheidende Hürde vor
der Abstimmung im Plenum.

"Christdemokraten, viele Sozialdemokraten und Liberale haben sich über die breiten Bürgerproteste
gegen CETA hinweggesetzt. Aber: Die CETA-Befürworter sollten sich nicht zu früh freuen. Die
vorläufige  Anwendung  von  CETA  ist  kaum  mehr  zu  verhindern,  aber  in  den  nationalen
Ratifizierungsverfahren wird das Abkommen auf große Widerstände treffen. CETA ist noch lange
nicht  in  trockenen  Tüchern.  Die  Ablehnung  von  CETA  durch  den  Bundesrat  oder  das
österreichischen Parlament  sind realistische Optionen.  Mit  einer  fehlenden Absicherung unserer
Sozial- und Umweltstandards und Sonderklagerechten für Konzerne, bleibt CETA ein mangelhaftes
Abkommen.  Die  Prüfung  auf  nationaler  Ebene  ist  legitim,  da  es  in  die  Kompetenzen  der
Mitgliedsländer wie in die kommunale Selbstverwaltung eingreift. Ein solches Handelsabkommen
gegen breiten Bürgerwiderstand durchzudrücken ist zudem Wasser auf die Mühlen der europäischen
Trump-Fans von AfD, Front National und Co.

Am 15. Februar war es dann so weit: Das Europaparlament hat CETA zugestimmt. Mit 408 zu 254
bei 33 Enthaltungen votierte die Mehrheit der Abgeordneten für das Abkommen — und das trotz
überwältigender Proteste der Bürgerinnen und Bürger, zahlloser Studien mit fundierter Kritik und
beeindruckend intensiver Gegen-Lobbyarbeit von unten. 

Nach dieser Abstimmung wird das Abkommen nun vorläufig angewendet und muss dann von allen
Vertragsstaaten, darunter die 28 EU-Mitgliedsländer, ratifiziert werden. Der umstrittene zusätzliche
Schutz  von  ausländischen  Investoren  ist  von  der  vorläufigen  Anwendung  ausdrücklich
ausgenommen.  Leider  war zu erwarten,  dass das  Abkommen im Plenum des Europaparlaments
angenommen  wird.  Grüne  und  Linke  haben  gegen  das  Abkommen  gestimmt,  aber
Christdemokraten, Liberale, Rechtskonservative und auch viele Sozialdemokraten sind entschieden
für  das  Abkommen,  trotz  der  Proteste  der  Gewerkschaften  und  der  Zivilgesellschaft.  Für  die
europaweit aktive Zivilgesellschaft ist das natürlich eine herbe Enttäuschung. Trotzdem hat diese
Bewegung  in  kurzer  Zeit  viel  erreicht,  denn  sowohl  für  CETA  als  auch  für  weitere
Freihandelsabkommen nach gleichem Muster, ist die politische Luft dünner geworden.

Voraussichtlich ab April wird CETA zur vorläufigen Anwendung kommen, wenn auch Kanada bis
dahin die notwendigen Verfahren abgeschlossen hat. Das Abkommen muss jedoch noch in den 28
EU-Mitgliedsstaaten ratifiziert werden, damit es vollständig in Kraft treten kann. Das sind mehr als
28 weitere Chancen, diese Festschreibung von Konzerninteressen zu verhindern. 



Seit  mehr  als  3  ½  Jahren  arbeiten  wir  nun  intensiv  zu  TTIP,  CETA,  TiSA,  EPAs  etc.:  mit
Infoständen und Veranstaltungen, Flyern,  Broschüren und Büchern,  Aktionen,  Aktionstagen und
Demos, dem gesamten Arsenal der Öffentlichkeitsarbeit und in beeindruckend breiten Bündnissen.
Eines muss uns klar sein: Auch mit der Zustimmung des Europaparlaments ist das Abkommen noch
lange nicht endgültig beschlossen. Denn auf dem Weg der nationalen Ratifizierung liegen noch
viele Stolpersteine. In den Niederlanden ist eine Volksabstimmung zu erwarten. In Österreich ist die
Zustimmung  nicht  sicher.  Die  linke  Regierung  in  Griechenland  könnte  das  Abkommen  leicht
versenken.  Die  belgische  Region  der  Wallonie  droht  weiter  mit  einem  Veto  im  nationalen
Ratifizierungsverfahren.  In  Deutschland  wird  erst  das  Bundesverfassungsgericht  über  das
Abkommen entscheiden, danach muss es von Bundestag und Bundesrat beschlossen werden. Im
Bundesrat  hat  CETA derzeit  keine  Mehrheit.  Denn die  Landesregierungen mit  Beteiligung von
Grünen und Linken könnten das  Abkommen ablehnen.  Es  ist  bekannt,  dass  das  Abstimmungs-
verhalten der Grünen in den Landesregierungen von Baden-Württemberg,  Hessen und Hamburg
unklar  ist,  obwohl  sich  die  Landesparteien  in  den  jeweiligen  Landtagswahlkämpfen  eindeutig
festgelegt haben. Die Ablehnung von CETA wurde beim letzten Bundesparteitag der Grünen noch
einmal mit überwältigender Mehrheit bestätigt. Unabhängig davon hat CETA derzeit selbst ohne
Baden-Württemberg, Hessen und Hamburg im Bundesrat keine Mehrheit.

Wir  sollten  das  Thema  der  europäischen  Handelspolitik  im  Bündnis  mit  Zivilgesellschaft  und
Gewerkschaften mit Nachdruck in die kommenden Wahlkämpfe tragen. Denn hier geht es nicht nur
um  ein  einzelnes  Abkommen,  sondern  um  die  Blaupause  für  eine  neue  Generation  von
Freihandelsabkommen,  die  sich  am falschen  Leitbild  orientieren:  Globale  Öffnung der  Märkte,
ohne gleichzeitig starke soziale, ökologische und demokratische Regeln zu verankern. Das in den
Verträgen  verankerte  Modell  ist  nicht  der  faire  Handel,  sondern  Freihandel  ohne  starken
Ordnungsrahmen - also die neoliberale Variante der Globalisierung. Auch Martin Schulz und die
deutsche SPD, wie auch CDU/CSU und FDP haben diese Abkommen immer unterstützt.

CETA-Volksbegehren in Bayern abgewürgt

Es war ein grandioser Auftakt: Attac- und weitere Gruppen in ganz Bayern sammelten in kürzester
Zeit  über 85.000 Unterschriften,  um im Oktober  einen Zulassungsantrag für ein Volksbegehren
einzureichen; dieses sollte die bayrische Landesregierung im Bundesrat zu einem Nein zu CETA
verpflichten. Am 15. Februar wurde die Zulassung vom Bayerischen Verfassungsgericht abgelehnt.
Damit wurde in Bayern der Weg verbaut, CETA über ein Volksbegehren zu verhindern. Nun setzen
wir auf die CETA-Volksinitiativen in Baden-Württemberg, NRW und Schleswig-Holstein.

Jüngst haben viele öffentliche Kommentatoren zu bedenken gegeben, dass die Organisationen und
weltweiten  Anti-TTIP/CETA/TiSA-  Bündnisse  diese  kritische  Haltung  angesichts  der
Abschottungsdrohungen  des  neuen  US-Präsidenten  Trump  überdenken  sollten.  Mit  Trump  für
CETA zu argumentieren, ist nachgerade absurd. Denn die Wahl Trumps geht genau auf die soziale
Spaltung zurück, die die Globalisierung der Märkte ohne starke soziale und ökologische Standards
mitproduziert hat.

Wolfgang Reinicke-Abel


